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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Juni 1961 

6—68040—5940/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

hier: Vorschläge der Kommission für Verordnungen 
»über die Einführung einer Abschöpfungsregelung 
und die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktordnung für Getreide sowie für 
Schweinefleisch 


Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Geset- 
zes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBL II S. 753) die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft für 

a) eine Verordnung über die Einführung einer Absdiöpfungs- 
regelung und die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktordnung für Getreide 

b) eine Verordnung über die Einführung einer Absdiöpfungs- 
regelung und die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktordnung für Schweinefleisch 

sowie eine Aufzeichnung der Bundesregierung über den 
wesentlichen Inhalt dieser Vorschläge. 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat am 
12. *Juni 1961 beschlossen, die Vorschläge an das Europäische 
Parlament weiterzuleiten und sie an den Sonderausschuß für 
Landwirtschaft zur weiteren Prüfung zu überweisen. Nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments wird der Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Vorschläge 
beschließen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


Brüssel, den 31. Mai 19&1 


Vorschlag einer Verordnung 
über die Einführung einer Absdiöpfungsregelung 
und die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktordnung für Getreide 


(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbeson- 
dere auf Artikel 42 und 43; 

auf Vorsdilag der Kommission; 

nadi Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Funktionieren und die Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
bedürften der Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik, zu der insbesondere für die einzelnen 
Erzeugnisse eine gemeinsame Ordnung der Agrar- 
märkte gehören muß. 

Dem Getreide kommt sowohl als Quelle direkter 
Einnahmen für die Erzeuger wie auch als Versor- 
gungsquelle für die Veredelungsindustrie ln der 
Wirtschaft der Gemeinschaft besondere Bedeutung 
zu. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen wie Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, Kon- 
tingente und sonstige mengenmäßige Beschränkun- 
gen behindert, die in der Übergangszeit nach unter- 
schiedlichen Modalitäten und Zeitfolgen schritt- 
weise beseitigt werden müßten, falls die Organe 
der Gemeinschaft keine einheitlichen Maßnahmen 
treffen; demgegenüber erlaubt ein einheitlicher 
Schutz an der Grenze auf dem Gebiet des Waren- 
verkehrs innerhalb der Gemeinschaft einen gleich- 
laufend fortschreitenden Abbau in allen Mitglied- 
staaten und in einer Zeitfolge, die der schrittweisen 
Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik an- 
gepaßt Ist. 


Eine solche einheitliche Schutzmaßnahme an der 
Grenze, die an die Stelle aller einzelnen inner- 
staatlichen Maßnahmen tritt, muß sowohl eine ange- 
messene Stützung der Agrarmärkte der Mitglied- 
staaten während der Vorbereitungszeit vorsehen 
als auch mit der Entwicklung des freien Warenver- 
kehrs die schrittweise Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes ermöglichen. 

Dieses Ergebnis kann durch innergemeinschaftliche 
Abschöpfungen erzielt werden, deren Höhe dem 
Unterschied der Preise zwischen dem exportierenden 
und dem importierenden Mitgliedstaat entspricht, 
wodurch etwaige Störungen auf dem Markt eines 
Landes mit höheren Preisen durch Einfuhren aus 
einem Lande mit niedrigeren Preisen vermieden 
werden. 

Die Ersetzung anderer Maßnahmen, die nach dem 
Vertrag während der Übergangszeit laufzuheben 
sind, durch innergemeinschaftliche Abschöpfungen 
würde dem Grundsatz der fortschreitenden Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, 
wenn nicht gleichzeitig der schrittweise Abbau die- 
ser Maßnahmen vorgesehen würde. 

Bei Getreide ist die schrittweise Herabsetzung der 
Abschöpfungen von der Angleichung der Preise für 
diese Erzeugnisse abhängig, demgegenüber ist es 
bei den aus Getreide hergestellten Veredelungs- 
erzeugnissen zulässig, die Abschöpfung aufzuglie- 
dem, und zwar in einen Teilbetrag, welcher der 
Inzidenz der Preisunterschiede für verarbeitetes 
Getreide entspricht, und in einen Teilbetrag zum 
Schutze der Veredelungsindustrie; zulässig ist fer- 
ner die schrittweise und automatische Herabsetzung 
dieses zweiten Teilbetrags. 

Die Einführung einer neuen Schutzmaßnahme an den 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die für die 
Erzeuger in den Mitgliedstaaten ausreichende 
Garantien geschaffen werden, steht nur dann mit 
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den Grundsätzen des Vertrages in Einklang, wenn 
durch sie alle sonstigen Schutzmaßnahmen der Mit- 
gliedstaaten beseitigt werden. 

Die einzufuhrende Regelung soll die Beibehaltung 
der sich aus dem Vertrag ergebenden Präferenz 
zugunsten der Mitgliedstaaten ermöglichen; diesem 
Erfordernis kann durch die Einführung von Abschöp- 
fungen auf die Einfuhr aus dritten Ländern Rech- 
nung getragen werden, die dem Unterschied zwi- 
schen den Weltmarktpreisen und den Preisen im 
importierenden Mitgliedstaat entspricht, wodurch 
jede andere Schutzmaßnahme an der Grenze ersetzt 
wird, und durch einen Pauschalabschlag bei der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfung, der so fest- 
gelegt wird, daß eine schrittweise und regelmäßige 
Ausweitung des Warenverkehrs in der Gemein- 
schaft möglich ist 

Die Abschöpfungsregelung läßt die Anwendung 
von Artikel 45 des Vertrages dadurch hinfällig wer- 
den, daß der innergemeinschaftliche Warenverkehr 
aus gebaut wer den kann und zugleich den Erzeugern 
der Mitgliedstaaten Garantien gegeben werden, wie 
in Artikel 45 des Vertrages gefordert wird. 

Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, ist 
erforderlich, daß die Bestimmungen des Vertrages, 
die eine Handhabe bieten, um Beihilfen, die mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, zu beurtei- 
len und zu ahnden, auf alle Beihilfen ausgedehnt 
werden, die diese Regelung verfälschen; indessen 
darf die Praxis, den Ausfuhrpreis auf den Welt- 
marktpreis zurückzuführen, in den Fällen aufrecht- 
erhalten werden, in denen aus einem Mitgliedstaat 
mit einem Höchstpreis nach einem anderen Mitglied- 
staat mit einem Niedrigstpreis ausgeführt wird, 
doch muß diese Praxis zur Folge haben, daß vom 
importierenden Mitgliedstaat eine Abschöpfung in 
gleicher Höhe wie gegenüber dritten Ländern erho- 
ben wird. Da der Veredelungsverkehr unter dieser 
Bedingung zur Folge hat, daß der Handel zwischen 
Mitgliedstaaten mit Veredelungserzeugnissen, in 
die aus dritten Ländern ©ingeführte Rohstoffe ver- 
arbeitet worden sind, auf Grund der Weltmarkt- 
preise dieser Rohstoffe erfolgt, ist er mit der Ab- 
schöpfungsregelung unvereinbar. 

Damit die Abschöpfung funktioniert, ist die Anpas- 
sung der in den Mitgliedstaaten geltenden Ankaufs- 
und Verkaufsregelungen erforderlich. 

Um den Erzeugern in der Gemeinschaft die Auf- 
rechterhaltung der im Hinblick auf ihre Beschäf- 
tigung und Lebenshaltung erforderlichen Garantien 
zu gewährleisten, müssen alljährlich in jedem Mit- 
gliedstaat für die Getreidearten mit der größten 
wirtschaftlichen Bedeutung vor der Winteraussaat 
Richtpreise veröffentlicht werden, damit die Erzeu- 
ger sich (in ihren Anbauplänen danach richten kön- 
nen. 

Um den Erzeugern die Garantie zu geben, daß der 
Marktpreis sich jederzeit möglichst nahe am Richt- 
preis hält, muß im Verhältnis zu diesem Preis für 
die obengenannten Getreidearten ein Interventions- 
preis festgesetzt werden, nach dem sich das Tätig- 
werden der zuständigen Stellen in den Mitgliedstaa- 
ten bestimmt 


Die Verbindung zwischen der Abschöpfungsrege- 
lung und dieser Preisregelung erfolgt zweckmä- 
ßigerweise durdi die Bestimmung des Schwellen- 
preises des einführenden Mitgliedstaates, an Hand 
dessen die innergemeinschaftlichen Abschöpfungen 
und die Abschöpfungen gegenüber Drittländern 
festgelegt werden, so daß der Verkaufspreis für 
eingeführtes Getreide und eingeführtes Mehl die 
Möglichkeit gibt, den für die obengenannten Ge- 
treidearten festgesetzten Richtpreis zu erreichen. 

Die Kosten, die sich aus den einzelnen Marktstüt- 
zungsmaßnahmen ergeben, müssen schrittweise von 
der Gemeinschaft, d. h. vom Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für Getreide, übernommen werden, 
der daher die entsprechenden Mittel erhalten muß. 
Es erscheint zweckmäßig, einen Zeitraum von sechs 
Jahren bis zur vollständigen Errichtung der gemein- 
samen Marktordnung für Getreide vorzusehen. — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Um fortschreitend den Gemeinsamen Markt und die 
gemeinsame Agrarpolitik zu verwirklichen, wird 
schrittweise eine gemeinsame Marktordnung für 
Getreide errichtet, die eine Abschöpfung im Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den 
Mitgliedstaaten und Drittländern für folgende 
Erzeugnisse vorsieht: 


Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

a) 

ex lO.ül 

Weichweizen und Mengkorn 


10.02 

Roggen 


10.03 

Gerste 


10.04 

Hafer 


10.05 

Mais 


10.07 

Buchweizen, Hirse aller Art und 
Kanariensaat, anderes Getreide 

b) 

ex 10.01 

Hartweizen 

c) 

11.01 A 

Mehl von Weizen oder Spelz 


d) die in der Anlage zu dieser Verordnung genann- 
ten Veredelungserzeugnisse. 


Artikel 2 

1. Die Höhe des Innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbetrages bei den in Artikel 1 Buchstabe a und c 
aufgeführten Erzeugnissen entspricht dem Unter- 
schied zwischen dem gemäß Artikel 3 festgesetzten 
Preis für das aus dem ausführenden Mitgliedstaat 
stammende Erzeugnis frei Grenze des einführenden 
Mitgliedstaates und dem gemäß Artikel 4 und 1 
festgesetzten und um einen nach Maßgabe von 
Artikel 8 bestimmten Pauschbetrag verringerten 
Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaates. 

2. Die auf der Grundlage des vorstehenden Absat- 
zes errechneten inner gemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge werden nach der vom Rat gemäß Arti- 
kel 43 des Vertrages beschlossenen Angleichung der 
Getreidepreise schrittweiise abgebaut. 
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Artikel 3 

Oer Preis des aus dem ausführenden Mitgliedstaat 
stammenden Erzeugnisses frei Grenze des einfüh- 
renden Mitgliedstaates wird von der Kommission 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten auf der Grund- 
lage der Preise bestimmt, die auf den für die Aus- 
fuhr in den betreffenden einführenden Mitglied- 
staat am ehesten kennzeichnenden Märkten des 
ausführenden Mitgliedstaates gelten und auf Grund 
etwaiger Qualitätsunterschiede im Vergleich zu der 
für den Sdiwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität berechtigt worden sind. 


Artikel 4 

Für Weichweizen, Gerste sowie Mais in den Mit- 
gliedstaaten, die eine nennenswerte Maiserzeugung 
aufweisen: 

1. wird der Schwellenpreis in allen Mitgliedstaaten 
so festgesetzt, daß der Verkaufspreis des ein- 
geführten Erzeugnisses auf dem Markt des Han- 
delsplatzes der Zone mit dem größten Zusdiuß- 
bedarf unter Berücksichtigung des in Artikel 2 
Absatz 1 vorgesehenen Pauschbetrages dem 
Grundriditpreis nach Artikel 5 entspricht; 

2. wird der Schwellenpreis von den Mitgliedstaaten 
für eine gleichbleibende Standardqualität jähr- 
lich festgesetzt. Er ist der Kommission und den 
übrigen Mitgliedstaatem spätestens bis zum 

1. März des folgenden Getreidewirtschaftsjahres 
mitzuteilen. Ist der Schwellenpreis nicht ge- 
mäß Ziffer 1 festgesetzt worden, so überprüft 
die Kommission nach Anhörung der Mitglied- 
staaten die Höhe dieses Preises. 


Artikel 5 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen jährlich ifür bestimmte 
Standardqualitäten aller in Artikel 4 aufgeführ- 
ten Erzeugnisse in der Einkaufsphase des Groß- 
handels einen Grundriditpreis mit Geltung in den 
Handelsplätzen der Zone mit dem größten Zuschuß- 
bedarf fest, wobei der Preis zu berücksichtigen ist, 
der im Rahmen der Ratsentscheidungen auf dem 
Gebiet der Preisfestsetzungen für die Erzeugung 
als wünschenswert erachtet wird. Dieser Preis, der 
vor den Winteraussaaten festgesetzt wird, tritt zu 
Beginn des Getreidewirtschaftsjahres in Kraft. Er 
ist der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten 
mitzuteilen. 

2. Beträgt der Preisabstand zwischen den Markt- 
preisen an den Handelsplätzen der Zone mit dem 
größten Zuschußbedarf und derjenigen mit dem 
größten Überschuß auf Grund der natürlichen Bedin- 
gungen der Marktpreisbildung mehr als 5 v. H., so 
setzen die Mitgliedstaaten unter Zugrundelegung 
des in Ziffer 1 genannten Grundrichtpreises und 
unter Berücksichtigung der natürlichen Preisunter- 
schiede abgeleitete Richtpreise für die wichtigsten 
Handelsplätze fest. 


3. Die Mitgliedstaaten legen für die ersten neun 
Monate des Getreidewirtschaftsjahres unter Berück- 
sichtigung der Aufwendungen für Lagerhaltung und 
Zinsen eine monatliche Staffelung für die Richt- 
preise fest. Die Kommission erläßt nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten die erforderlichen Richtlinien 
zur schrittweisen Angleichung der von den Mit- 
gliedstaaten zu diesem Zweck getroffenen Maßnah- 
men. 


- Artikel 6 

1. Um den Erzeugern Verkäufe zu einem Preis zu 
gewährleisten, der unter Berücksichtigung der 
Marktschwankungen den in Artikel 5 genannten 
Richtpreisen möglichst entspricht, setzen die Mit- 
gliedstaaten vor Beginn des Getreidewirtschafts- 
jahrets Interventionspreise für die in Artikel 4 auf- 
geführten Erzeugnisse fest. Diese Interventious- 
preise entsprechen den um einen festen Hundert- 
satz, der von jedem Mitgliedstaat bestimmt wird 
und zwischen 5 v. H. und 10 v. H. schwanken darf, 
verminderten Richtpreisen, 

2. Die Interventionsstellen der Mitgliedstaaten 
sind während des gesamten Getreidewirtschafts- 
jahres verpflichtet, das von den Verfügungsberech- 
tigten angebotene inländische Getreide zu den nach 
Ziffer 1 festgesetzten Preisen aufzükaufen. Diese 
Stellen können außerdem während des gesamten 
Getreidewirtschaftsjahres — insbesondere durch 
Käufe — in das Marktgeschehen eingreif en, falls die, 
Marktlage es erfordert. 

3. Die Interventionsstellen eines Mitgliedstaates 
dürfen das gemäß Ziffer 2 erworbene Erzeugnis 
innerhalb dieses Mitgliedstaates nicht zu Bedingun- 
gen verkaufen, durch die verhindert wird, daß der 
für den Handelsplatz des Verkaufsortes gültige 
Richtpreis erreicht wird. 

4. Vor Ende des dritten Jahres der Anwendung 
der Abschöpfungsregelung bestimmt der Rat auf 
Vorschlag der Kommission die Höhe des Beitrages 
des Ausrichtungs- und Garantiefonds für Getreide 
zu den Kosten der in diesem Artikel vorgesehenen 
Markteingriffe. Dieser Beitrag hat sich in einem 
Maße zu erhöhen, daß diese Kosten im sechsten 
Jahr der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
voll und ganz vom Fonds getragen werden. 


Artikel 7 

Für die in Artikel 1 Buchstabe a aufgeführten und in 
Artikel 4 nicht genannten Erzeugnisse, einschließlich 
Mais in den Mitgliedstaaten, die keine nennens- 
werte Maiserzeugung aufweisen, sowie für die in 
Artikel 1 Buchstabe c aufgeführten Erzeugnisse gilt 
folgendes: 

1. Der Schwellenpreis wird für jedes einzelne 
Erzeugnis so bestimmt, daß unter Berücksichtigung 
des in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Pausch- 
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Betrags djie Höhe der für die in Artikel 4 genann- 
ten inländischen Getreidearten festgesetzten Richt- 
preise, und zwar je nachdem für Weichweizen oder 
für das in diesem Artikel genannte Futtergetreide, 
erreicht werden kann. 

2. Der unter Ziffer 1 genannte Preis wird jährlich 
von den Mitgliedstaaten für eine gleichbleibende 
Standardqualität festgesetzt und der Kommission 
und den übrigen Mitgliedstaaten spätestens bis zum 

1. April für das folgende Getreidewirtschaftsjahr 
mitgeteilt. 

3. Bei Mehl von Weizen und Spelz hingegen legt 
der Rat auf Vorschlag der Kommission gemäß Ziffer 
1 mit qualifizierter Mehrheit auch die Grundsätze 
fest, nach denen die Mitgliedstaaten den Schwellen- 
preis festsetzen. Dieser Preis ist der Kommission 
und den übrigen Mitgliedstaaten spätestens bis zum 

1. März mitzuteilen. Die Kommission überprüft nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten die Höhe dieses 
Preises, falls die vom Rat festgelegten Grundsätze 
nicht beachtet worden sind. 


Artikel 8 

1. Die in Artikel 2 vorgesehenen Pauschbeträge 
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission so 
festgesetzt, daß sich der Warenverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten schrittweise entwickelt, wobei 
diese Ausweitung gleichmäßig auf die sechsjährige 
Vorbereitungszeit für die Errichtung des Gemein- 
samen Marktes verteilt ist. Sie werden jährlich 
von der Kommission nach Anhörung der Mitglied- 
staaten festgesetzt und dem Rat einen Monat vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres bekanntgegeben. Sie 
gelten als vom Rat angenommen, wenn dieser nicht 
binnen eines Monats nach dieser Mitteilung mit 
qualifizierter Mehrheit abweichende Beträge fest- 
setzt. 

2. Stellt die Kommission im Laufe des Getreide- 
wirtschaftsjahres mit Rücksicht auf die auf den 
Märkten der Mitgliedstaaten vorhandenen Mengen 
einheimischen Getreides fest, daß sich der inner- 
gemeinschaftliche Warenverkehr nicht, wie in Ziffer 
1 vorgesehen, schrittweise und gleichmäßig entwik- 
kelt, so kann sie diese Pauschbeträge nach Anhö- 
rung der Mitgliedstaaten neu festsetzen. Dieser 
Beschluß, der dem Rat unverzüglich mitgeteilt wer- 
den muß, tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Der 
Rat kann ihn jedoch innerhalb eines Monats nach 
dieser Mitteilung mit qualifizierter Mehrheit än- 
dern. 


Artikel 9 

Für die in Artikel 1 Buchstabe a und c genannten 
Erzeugnisse gilt folgendes: 

1. Der Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Län- 
dern entspricht bei allen Erzeugnissen dem Unter- 
sdiied zwischen dem unter Zugrundelegung der gün- 


stigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt 
ermittelten cif-Preis und dem vom einführenden 
Mitgliedstaat gemäß Artikel 4 und 7 festgesetzten 
Schwellenpreis. 

2. Der vorgenannte cif-Preis der an einen einzigen 
übernahmeort gelieferten Erzeugnisse, den jeder 
Mitgliedstaat für sich bestimmt, wird für jedes Er- 
zeugnis von der Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten auf Grund der Weltmarktpreise 
festgelegt, die je nach den etwaigen Qualitätsunter- 
schieden im Vergleich zu der für den Schwellen- 
preis maßgebenden Standardqualität berichtigt wer- 
den. 

3. Falls die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
den Angebotspreis nicht bestimmen und dieser An- 
gebotspreis unter den Weltmarktpreisen liegt, gilt 
an Stelle des cif-Preises für die hier behandelten 
Einfuhren ausschließlich der von der Kommission 
nach Anhörung (der Mitgliedstaaten festgesetzte 
Angebotspreis. 


Artikel 10 

1. Die Höhe der innergemeinschaftlichen und ge- 
genüber Drittländern erhobenen Abschöpfungs- 
beträge bei Hartweizeneinfuhren entspricht derjeni- 
gen bei Weichweizeneinfuhren. 

2. Die Weizen erzeugenden Mitgliedstaaten setzen 
für eine gleichbleibende Standardqualität von Hart- 
weizen im Rahmen der Ratsentscheidungen auf dem 
Gebiet der Preisfestsetzungen einen Garantiepreis 
fest. Sie gewähren der Hartweizenerzeugung einen 
Zuschuß, um den Unterschied zwischen diesem Ga- 
rantiepreis und dem Großhandelseinkaufspreis für 
Hartweizen auszugleichen. 

3. Der Rat setzt jährlich auf Vorschlag der Kom- 
mission die Höhe der Beteiligung des Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für Getreide an dem von den 
Erzeugerländern unter den Mitgliedstaaten gewähr- 
ten Zuschuß fest; dieser Anteil erhöht sich jährlich 
dergestalt, daß im sechsten Jahre nach Anwendung 
der Abschöpfungsregelung der gesamte in Ziffer 2 
genannte Zuschuß vom Fonds gezahlt wird. 


Artikel 11 ’ 

Nach Anhörung der Mitgliedstaaten legt die Kom- 
mission die in Artikel 4 Ziffer 2, in Artikel 7 Zif- 
fer 2 und in Artikel 10 Ziffer 2 genannte, für die 
Mitgliedstaaten übereinstimmende Standardquali- 
tät, die für die Festsetzung des Sdiwellenpreises 
oder des Garantiepreises maßgebend sein soll, 
sowie die Ausgleichskoeffizienten für die verschie- 
denen Qualitäten fest, um die in Artikel 3 und 9 
Ziffer 2 vorgesehenen Berichtigungen zu ermög- 
lichen. 
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Artikel 12 

Der Rat erläßt gemäß Artikel 43 des Vertrages alle 
Bestimmungen, die erforderlich sind, um für die 
Gemeinschaft im Zuge der Angleichung der Ge- 
treidepreise in der Phase des Gemeinsamen Mark- 
tes zu einem einheitlichen Preissystem zu gelangen, 
das für alle Erzeugnisse, für die diese Verordnung 
es vorsieht, folgendes enthält: 

a) einen Grundrichtpreis für die gesamte Gemein- 
schaft; 

b) einen einheitlichen Schwellenpreis; 

c) ein einheitliches Verfahren zur Bestimmung der 
Interventionspreise; 

d) einen einzigen übernahmeort für die Gemein- 
schaft zur Bestimmung des cif-Preises der aus 
Drittländern stammenden Erzeugnisse. 


Artikel 13 

Für die in Artikel 1 Buchstabe d genannten Erzeug- 
nisse gilt folgendes: 

1. Der Abschöpfungsbetrag innerhalb der Gemein- 
schaft und gegenüber Drittländern setzt sich aus 
zwei Teilbeträgen zusammen: 

a) aus einem beweglichen Teilbetrag, dessen Be- 
rechnung und Änderung pauschal vorgenommen 
werden kann: 

— er entspricht bei verarbeiteten Erzeugnissen, 
die aus den in Artikel 1 Buchstabe a und b 
genannten Grunderzeugnissen hergestellt 
werden, der Inzidenz der für die zur Verar- 
beitung dieser Erzeugnisse gelangenden 
Grunderzeugnisse festgesetzten Abschöp- 
fungsbeträge auf die Selbstkosten dieser Er- 
zeugnisse. Der sich hieraus ergebende Be- 
trag wird entsprechend den Schwankungen 
der auf die Grunderzeugnisse erhobenen Ab- 
schöpfungsbeträge geändert; 

— er wird bei verarbeiteten Erzeugnissen, in 
denen die in Artikel 1 Buchstabe a und b 
genannten Grunderzeugnisse nicht enthalten 
sind, unter Berücksichtigung der Marktbe- 
dingungen derjenigen im vorstehenden Ab- 
satz genannten verarbeiteten Erzeugnisse 
festgesetzt, die ihnen am ähnlichsten sind; 

b) aus einem festen Teilbetrag mit Rücksicht auf 
den der verarbeitenden Industrie zu gewähren- 
den Schutz. Für den Handel zwischen den Mit- 
gliedstaaten wird dieser feste Teilbetrag vom 
zweiten Jahre nach Anwendung der Abschöp- 
fungsregelung an jährlich um ein Fünftel ver- 
ringert. 

2. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die erforderlichen Vor- 
schriften, um im Rahmen dieses Artikels die Durch- 
führungsbestimmungen für alle genannten Erzeug- 
nisse festzulegen. 


Artikel 14 

1. Die Höhe der innerhalb der Gemeinschaft oder 
gegenüber Drittländern zu erhebenden Abschöp- 
fungsbeträge wird von den Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 2 bzw. 9, 10 oder 13 errechnet und der Kom- 
mission und iden übrigen Mitgliedstaaten mitgeteilt. 

2. Diese Beträge werden nach Maßgabe der Ver- 
änderungen bei den Faktoren, die der Festsetzung 
dieser Beträge zugrunde lagen, abgeändert. Die 
Kommission erläßt nach Anhörung der Mitglied- 
staaten die entsprechenden Durchführungsbestim- 
mungen. 

3. Die Kommission erläßt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten die entsprechenden Bestimmungen, um 
für die aus den Mitgliedstaaten oder Drittländern 
stammenden Erzeugnisse Verkehrsverlagerungen zu 
vermeiden, die sich aus unterschiedlich hohen Ab- 
schöpfungsbeträgen zwischen den Mitgliedstaaten 
oder zwischen den Mitgliedstaaten und Drittländern 
ergeben könnten. 


Artikel 15 

1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 genannten 
Erzeugnisse aus Mitgliedstaaten oder Drittländern 
und für alle Ausfuhren dieser Erzeugnisse nach Mit- 
gliedstaaten oder Drittländern stellen die Mitglied- 
staaten eine Einfuhr- oder Ausfuhrbescheinigung 
aus. Sie teilen der Kommission regelmäßig die den 
ausgestellten Bescheinigungen entsprechenden Men- 
gen mit. 

2. Die Gültigkeit der Einfuhrlizenzen ist auf drei 
Monate beschränkt; mit ihrer Ausstellung entsteht 
die Verpflichtung zur Einfuhr, die durch Stellung 
einer Kaution gewährleistet wird. Diese Kaution 
verfällt, falls das Einfuhrgeschäft nicht stattfindet. 

3. Die Kommission erläßt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten die entsprechenden Durchführungs- 
bestimmungen. 


Artikel 16 

1. Die Höhe des innerhalb der Gemeinschaft oder 
gegenüber Drittländern zu erhebenden Abschöp- 
fungöbetrages, der für eine bestimmte eingeführte 
Menge entrichtet werden muß, richtet sich nach dem 
am Tage der Einfuhr gültigen Abschöpfungsbetrag. 

2. Allerdings kann bei den in Artikel 1 Buch- 
stabe a und b genannten, aus Drittländern ein- 
geführten Erzeugnissen der zum Zeitpunkt der ent- 
sprechenden Antragstellung gültige Abschöpfungs- 
betrag — der nach dem am tatsächlichen Einfuhrtag 
gültigen Schwellenpreis zu berichtigen ist — bei 
einem Einfuhrgeschäft angewandt werden, das erst 
innerhalb der drei nachfolgenden Monate stattfin- 
det, In diesem Falle kommt zu dem Abschöpfungs- 
betrag noch eine zum gleichen Zeitpunkt fest- 
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gesetzte Prämie hinzu. Die Höhe dieser Prämie 
wird von der Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung des tat- 
sächlichen Zeitpunktes der Einfuhr — je weiter die- 
ser Zeitpunkt entfernt ist, desto höher kann die 
Prämie sein — auf Grund der Weltmarktlage und 
der Marktlage in den Mitgliedstaaten sowie des 
Umfanges der von den zuständigen Stellen der Mit- 
gliedstaaten erteilten Einfuhrbescheinigungen fest- 
gesetzt. Die Höhe des Abschöpfungsbetrages und 
der Prämie wird endgültig zum Tage der Antrag- 
stellung festgesetzt. Die Höhe der in Artikel 15 
Absatz 2 vorgesehenen Kaution wird unter Berück- 
sichtigung dieser Prämie festgelegt. 


Artikel 17 

1. Die inner gemeinschaftlichen Abschöpfungsbe- 
träge werden von dem einführenden Mitgliedstaat 
erhoben und vereinnahmt. 

Von dem Zeitpunkt an, izu dem die in Artikel 19 Zif- 
fer 2 und Artikel 20 Ziffer 2 vorgesehenen Erstat- 
tungen voll und iganz vom Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für Getreide übernommen werden, leisten 
die Mitgliedstaaten dem Fonds einen Beitrag in 
Höhe des Gesamtaufkommens aus diesen Abschöp- 
fungen. 

2. Die Abschöpfungsbeträge gegenüber Drittlän- 
dern werden von dem einführenden Mitgliedstaat 
erhoben und vereinnahmt. 

Die Mitgliedstaaten leisten an den Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für Getreide einen Beitrag, der 
im ersten Jahr der Anwendung der Regelung einem 
Sechstel des Gesamtaufkommens aus den gegenüber 
Drittländern erhobenen Abschöpfungsbeträgen ent- 
spricht. Dieser Betrag stellt sich im zweiten Jahr 
auf zwei Sechstel und wird entsprechend in den fol- 
genden vier Jahren um jeweils ein weiteres Sech- 
stel erhöht. 


Artikel 18 

1 . Mit der Anwendung der innergemeinschaftlichen 
Ahschöpfungsregdlung unvereinbar sind die Erhe- 
bung von Zöllen oder Abgaben gleicher Wirk^ung, 
die Anwendung — vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Protokolls betreffend das Großherzogtum 
Luxemburg — von mengenmäßigen Beschräi^un- 
gen oder Maßnahmen gleicher Wirkung im Handel 
zwischen Mitgliedstaaten, und zwar sowohl bei der 
Einfuhr als auch bei der Ausfuhr, sowie die Beru- 
fung auf Artikel 44 des Vertrages. 

2. Vorbehaltlich Artikel 19 Absatz 2 ist mit der 
Anwendung der innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsregelung die Ausfuhr der in Artikel 1 dieser 
Verordnung genannten Erzeugnisse von einem Mit- 
gliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat unverein- 
bar, wenn bei ihrer Herstellung in diesem Artikel 
genannte Erzeugnisse mit verarbeitet worden sind, 
auf die im ausführenden Mitgliedstaat anwendbare 


Abschöpfungen nicht erhoben oder bei denen diese 
Abschöpfungen ganz oder teilweise erstattet wor- 
den sind. 

3. Die Anwendung der innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungsregelung hat die Nichtanwendbarkeit 
von Artikel 45 des Vertrages sowie aller langfristi- 
gen Abkommen und Verträge, die bis zum Inkraft- 
treten dieser Regelung geschlossen worden sind, 
zur Folge. 


Artikel 19 

1. Von der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
an und vorbehaltlich Ziffer 2 dieses Artikels sowie 
der Artikel 10 und 22 Absatz 3 finden Artikel 92 
bis 94 des Vertrages auf solche staatlichen Beihilfen 
oder Zuwendungen aus staatlichen Mitteln Anwen- 
dung, die 

a) dazu führen, die Preise der in Artikel 1 Buch- 
staben a, b und c genannten Erzeugnisse direkt 
oder indirekt unter die Preise abfallen zu lassen, 
die bei der Abschöpfuugsberechnung mittelbar 
oder unmittelbar zugrunde gelegt worden sind, 

b) oder (die das Verhältnis zwischen den Preisen 
der in Artikel 1 Buchstabe d genannten ver- 
arbeiteten Erzeugnisse und den Marktpreisen der 
bei ihrer Herstellung verwendeten Grundstoff- 
erzeugnisse direkt beeinflussen. 

2. Ist ein Mitgliedstaat nach dieser Verordnung be- 
rechtigt, einem anderen Mitgliedstaat gegenüber Ab- 
schöpfungen zu erheben, so kann er jedoch bei Aus- 
fuhren in diesen Mitgliedstaat einen Betrag erstat- 
ten, der demjenigen entspricht, der gemäß Arti- 
kel 20 Absatz 2 und 3 für die Erstattung bei Aus- 
fuhren in Drittländer gewährt wird. Wird eine Er- 
stattung bei der Ausfuhr gewährt, so entspricht der 
vom einführenden Mitgliedstaat erhobene Abschöp- 
fungsbetrag gemäß den Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung — es gelten die Vorschriften von Artikel 17 
Absatz 2 — dem gegenüber Drittländern erhobene 
Betrag. 

3. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung findet Arti- 
kel 93 Absatz 1 und Absatz 3, erster Satz des Ver- 
trages auf Beihilfen Anwendung, die für die Her- 
stellung der in Artikel 1 aufgeführten Erzeugnisse 
und den Handel mit ihnen gewährt werden. 


Artikel 20 

1. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber Drittländern hat die Abschaffung aller Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung auf die Einfuhren 
aus Drittländern zur Folge. 

2. Um die Ausfuhr in Drittländer auf der Grund- 
lage der auf dem Weltmarkt praktizierten Preise 
zu ermöglichen, kann die Differenz zwischen diesen 
Preisen und den Preisen im ausführenden Mitglied- 
staat zu dten von der Kommission nach Anhörung 
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der Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen er- 
stattet werden. 

3. Der Ausriditungs- und Garantiefonds für Getreide 
erstattet den Mitgliedstaaten im ersten Jahr der 
Anwendung der Abschöpfungsregelung einen Betrag 
in Höhe von einem Sechstel der von ihnen gemäß 
den Bestimmungen von Ziffer 2 dieses Artikels und 
von Artikel 19 Absatz 2 gewährten Erstattungen. 
Dieser Betrag erhöht sich im zweiten Jahr auf zwei 
Sechstel dieser Erstattungen und wird entsprechend 
in den folgenden vier Jahren jeweils um ein weiteres 
Sechstel erhöht. 


Artikel 21 

1. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber Drittländern hat — vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des Protokolls betreffend das Großher- 
zogtum Luxemburg — die Aufhebung aller mengen- 
mäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung auf Einfuhren aus Drittländern zur Folge, 
sofern die Kommission nicht anders entscheidet. Eine 
solche Entscheidung ist dem Rat unverzüglich mit- 
zuteilen und gilt als von diesem angenommen, wenn 
er nicht binnen zwei Monaten nach dieser Mittei- 
lung die ihm vorgelegte Entscheidung mit qualifi- 
zierter Mehrheit ändert. 

2. Falls in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
die Mäiikte der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
wegen Einfuhren aus Drittländern — insbesondere 
wenn die Interventionsstellen genötigt sind, die in 
Artikel 4 genannten Erzeugnisse in großem Umfang 
aufzukaufen — erheblich gestört werden oder ge- 
stört zu werden drohen, so kann — vorbehaltlich 
etwaiger Ausnahmeregelungen für bestimmte Quali- 
täten — die Ausstellung der Einfuhrbescheinigun- 
gen bis zur Beseitigung der bestehenden oder 
drohenden Störung ausgesetzt werden. Die Kom- 
mission erläßt die erforderlichen Durchführungs- 
bestimmungen. 


Artikel 22 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften, damit diese Verordnung am 1. Juli 1962 
tatsächlich langewandt werden kann. Spätestens an 
diesem Tage werden alle Vorschriften über den Bei- 
mahlungszwang für inländisches Getreide abge- 
schafft. Die in den Mitgliedstaaten geltenden Auf- 
kaufs- und Verkaufsregelungen sind so umzugestal- 
ten, daß die Zielsetzung dieser Verordnung und 
insbesondere die schrittweise gleichmäßige Entwick- 
lung des innergemelinschaftlichein Warenverkehrs im 
Hinblick auf die Verwirklichung eines Gemeinsamen 
Marktes erreicht wird, der die Mei^kmale eines 
freiien Marktes auf weist. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen — insbesondere hinsichtlich der An- 
gleichung der verschiedenen zur Zeit auf ihren 


Märkten bestehenlden Maßnahmen, die den Erzeu- 
gern die Erzielung bestimmter Preise garantieren 
sollen — idamit die Bestimmungen von Artikel 6 auf 
die in diesem Artikel genannten Erzeugnisse drei 
Jahre nach Inkrafttreten der Aibschöpfungsregelung 
angewandt werden. 

3. Falls in einem Mitgliedstaat bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung idie Endverbraucher für einge- 
führtes Getreide niicht den für inländisches Getreide 
gültigen Preis bezahlen, können die Mitgliedstaaten 
den bei der Einfuhr erhobenen Abschöpfungsbetrag 
erstatten. Sie haben diesen Erstattungsbetrag aller- 
dings schrittweise dergestalt abzubauen, daß dieser 
Preisunterschied sechs Jaihre nach Inkrafttreten der 
Abschöpfungsregelung aufgehöben ist. 

4. Falls idie Mitgliedstaaten einen Preis nur für 
eine beiStimmte Menge garantieren, gleichen sie ihre 
Bestimimungen unbeschadet den Vorschriften in 
Ziffer 1 dergestalt an, daß diese Maßnahme sechs 
Jahre nach Ihkrafttreten dieser Verordnung voll- 
kommen aufgdhoben ist. 


A r t i k e 1 23 

1. Auf Vorschlag ider Kommission kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit von der Liste der in Ar- 
tikel 1 genannten Erzeugnisse bestimmte Produkte 
streichen oder Maßnahmen treffen, die von dieser 
Verordnung hinsichtlich bestimmter Mengen oder 
Qualitäten abweichen, soweit damit besondere Ziele 
verbunden sind, wie zum Beispiel die Verarbeitung 
zu bestimmten Erzeugnissen. 

2. Der Rat erläßt innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung die in Ar- 
tikel 7 Absatz 3, 10 Absatz 3, 13 Absatz 2 und 23 
Absatz 1 vorgesehenen Bestimmungen; in der glei- 
chen Frist legt er nach dem in Artikel 43 des Ver- 
trages vorgesehenen Verfahrens die Geschäftsord- 
nung des Ausrichtungs- und Garantiefonds für Ge- 
treide fest. 


Artikel 24 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Abschöp- 
fungsregelungwird ab 1. Juli 1962 angewendet. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Tarif nummer Warenbezeichnung 

Ex 11.01 Mehl von Getreide: 

B. von Mengikorn 

C. von Roggen, Gerste oder Hafer 

D. von Reis 

E. von anderem Getreide 


Tarif nummer 

Ex 11.08 


11.02 Grobgrieß und Feingrieß; Getreide- 

körner, geschält, geschliffen, perl- 
förmig geschliffen, geschrotet oder 
gequetscht (einschließlich Flocken), 
ausgenommen enthülster, geschlif- 
fener oder glasierter Reis und 
Bruchreis; Getreidekeime, auch ge- 
mahlen: 

A. Grobgrieß und Feingrieß; Ge- 
treidekörner, geschält, geschlif- 
fen, perlförmig geschliffen, ge- 
schrotet oder gequetscht: 

L von Weizen 
II. von Roggen 
III. von anderem Getreide: 

a) Gerstenflocken und Ha- 
ferflocken 

b) andere 

B. Getreidekeime, auch gemahlen 


Ex 11.09 
Ex 23.02 


Ex 23.07 


11.07 Malz, auch geröstet 


Warenbezeichnung 

Stärke: 

A. Stärke: 

I. von Mais 
II. von Kartoffeln 

a) zum Herstellen von 
Dextrinen, Klebstoffen, 
Zurichtmitteln oder Ap- 
preturen (a) 

b) andere 

III. von Reis 

IV. andere 

Kleber und Klebermehl 

Kleie und andere Rückstände vom 
Sichten, Mahlen oder von anderen 
Beai'beitungen von Getreide, Reis 
ausgeschlossen: 

A. mit einem Gehalt an Stärke von 
mehr als 7 Gewichtshundert- 
teilen 

B. andere 

Futter, melassiert oder gezuckert, 
und anderes zubereitetes Futter; 
andere Zubereitungen der bei der 
Fütterung verwendeten Art (z. B. 
Zusatzfutter): 

B. andere auf der Grundlage von 
Getreide oder Getreidemehl 
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Europäische Wlrtschaftsgemeinsdiaft 
KOMMISSION 


Generaldirektion 

Landwirtschaft Brüssel, den 31. Mai ,1961 


Vorschlag einer Verordnung 
über die Einführung einer Abschöpfungsregelung 
und die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktordnung für Schweinefleisch 


(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 43; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


Das Funktionieren und die Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse bedürfen der Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik, zu der insbesondere für die einzelnen 
Erzeugnisse eine gemeinsame Ordnung der Agrar- 
märkte gehören muß. 

Die Erzeugung von Schweinefleisch ist ein wesent- 
licher Faktor in der Landwirtschaft, und es ist somit 
unerläßlich, ihr eine angemessene Rentabilität zu 
sichern; es liegt im Interesse sowohl der Erzeuger 
als auch der Verarbeiter und der Verbraucher, daß 
Preisschwankungen möglichst gemildert werden; 
auch muß versucht werden, unter Berücksichtigung 
der Ein- und Ausfuhren Angebot und Nadifrage bei 
Schweinefleisch innerhalb der Gemeinschaft auszu- 
gleichen. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, wie Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, Min- 
destpreise, Kontingente und sonstige mengen- 
mäßige Beschränkungen behindert, die in der Über- 


gangszeit nach unterschiedlichen Modalitäten und 
Zeitfolgen schrittweise beseitigt werden müßten, 
falls die Organe der Gemeinschaft keine einheit- 
lichen Maßnahmen treffen; demgegenüber erlaubt 
ein einheitlicher Schutz an der Grenze auf dem Ge- 
biet des Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
einen gleichlaufend fortschreitenden Abbau in allen 
Mitgliedstaaten in einer Zeitfolge, die der schritt- 
weisen Durchführung der gemeinsamen Agrar- 
politik angepaßt ist. 

Eine solche einheitliche Schutzmaßnahme an den 
Grenzen, die an die Stelle aller einzelnen inner- 
staatlichen Maßnahmen tritt, muß sowohl eine ange- 
messene Stützung der Agrarmärkte der Mitglied- 
Staaten vorsehen, als auch mit der Entwicklung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
die ischrittweise Errichltung des Gemeinsamen Mark- 
tes ermöglichen. 

Dieses Ergebnis kann durch innergemeinschaftlidie 
Abschöpfungen erzielt werden, deren Höhe dem 
Unterschied zwischen den durchschnittlichen Preisen 
eines vollständigen Preiszykluis in dem ausführen- 
den Mitgliedstaat und dem einführenden Mitglied- 
staat entspricht, so daß etwaige Störungen auf dem 
Markt eines Landes mit höheren Preisen durch Ein- 
fuhren aus einem Lande mit niedrigeren Preisen 
vermieden werden; dieser feste Abschöpfungsbeitrag 
ist jedoch — solange er angewendet wird — durch 
einen Zusatzbetrag zu ergänzen, wenn der An- 
gebotspreis bei der Einfuhr aus einem Mitgliedstaat 
in ungewöhnlich starkem Maße absinkt. 

Die Ersetzung anderer Maßnahmen, die nach dem 
Vertrag während »der übergangszeU aufzuheben 
sind durch innergemeinschaftliche Abschöpfungen, 
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wüMe dem Grunldaatz (der fortschreiteniden Erridi- 
tung des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, 
-wienn nicht gleichzeitig der schrittweise Abbati die- 
ser Maßnahmen vorgesehen würde. 

Zur Durchführung dieses Abbaus erscheint es ange- 
sichts der Bedeutung des Putte rgetrei des für die 
Erzeugung von Schweinefleisdi gerechtfertigt, den 
Teil des Abschöpfungsibetrages, welcher der Inzidenz 
der uniterschiedlichen Getreidepreise auf die Futter- 
kosten entspricht, nach Maßgabe der Angleichung 
dieser Futtergetreiidepreise zu verringernj beim 
zweiten Teilbetrag ist demgegenüber eine schritt- 
weise und selbsttätige Herabsetzung vorzusehen. 

Die Einführung einer neuen Schutzmaßnahme an 
den Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die für 
die Erzeuger in den Miltgliedstaaten ausreichende 
Garantien geschaffen werden, steht nur dann mit 
den Grundsätzen des Vertrages in Einklang, wenn 
durch sie alle sonstigen Schutzmaßnahmen der Mit- 
glieds t aalten beseitigt werden. 

Die einzuführenide Regelung soll die Beibehaltung 
der sich aus dem Vertrage ergebenden Präferenz zu- 
gunsten der Mitgliedstaaten ermöglichen; diesem 
Erfordernis kann Rechnung getragen werden durch 
Einführung von Abschöpfungen auf fdie Einfuhren 
aus dritten Ländern, die den Einfluß der Preisunter- 
schiede bei Futtergetreide auf dem Weltmarkt und 
in den Mitgliedstaaten auf die Futterkosten berück- 
sichtigen sowie durch die Erhebung eines zusätz- 
lichen Teilbetrages, der so lange schrittweise erhöht 
wird, bis er 10 v. H. des durchs chnit/tli eben Welt- 
marktpreises erreicht hat. Dieser gegenüber dritten 
Ländern angewandte Abschöpfungsbetrag ist um 
einen weiteren Zusaltzbetrag zu erhöhen, wenn der 
Angebotspreis auf dem Weltmarkt in ungewöhnlich 
starkem Maße sinkt. 

Die Anwendung der Abschöpfungsregelung gegen- 
über dritten Ländern bietet den Erzeugern der Mit- 
gliedstaaten Sicherheiten und ermöglicht es ihnen, 
auf alle anderen bisherigen Schutzmaßnahmen zu 
verzichten: 

Die Abschöpifunigsregelung läßt die Anwendung von 
Artikel 45 des Vertrages 'dadurch hinfällig werden, 
daß der innergemeinschaftliche Warenverkehr aus- 
gebaut werden kann, und zugleich den Erzeugern 
der Mitgliedstaaten Garantien gegeben werden, wie 
in Artikel 45 des Vertrages gefordert wird. 

Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, ist 
erforderlich, daß die Bestimmungen des Vertrages, 
die eine Handhabe bieten, um Beihilfen, die mit 
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, zu be- 
urteilen und zu ahnden, auf alle Beihilfen ausge- 
dehnt werden, die diese Regelung verfälschen; bei 
der Ausfuhr aus einem Mitgliedstaat mit höheren 
Preisen in einen anderen Mitgliedstaat mit niedri- 
geren Preisen kann jedoch die Inzidenz der Preis- 
unterschiede bei Futtergetreide auf die Futterkosten 
stets dann erstattet werden, wenn die Futter- 
getreidepreise in dem ausführenden Land höher 
sind als in idem einführenden Lanld. 

Ein Handel zwischen Mitgliedsltaaten mit Verarbei- 
tungserzeugnissen, die importiertes Fleisch ent- 
halten und der sich, soweit es dieses Importfleisch 


angeht, auf der Basis von Weltmarktpreisen voll- 
zieht, ist mit der Anwendung der Abschöpfungs- 
regelung unvereinbar. 

Die Kosten der Stützungsmaßnahmen bei der Aus- 
fuhr nach idritten Ländern sind fortschreitend von 
der Gemeinschaft izu übernehmen, und zwar vom 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für Schweinefleisch, 
der daher die erforderlichen Mittel erhalten muß. 

Es erscheint zweckmäßig, einen Zeitraum von sechs 
Jahren bis zur vollständigen Errichtung der gemein- 
samen Marktoildnung 'für Schweinefileisch vorzu- 
sehen. — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Um fortschreitend den Gemeinsamen Markt und die 
gemeinsame Agrarpolitik zu verwirklichen, wird 
schrittweise eine gemeinsame Marktordnung für 
Schweinefleisch errichtet, die eine Abschöpfung im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwi- 
schen iden Mitgliedstaaten und Drittländern für fol- 
gende Erzeugnisse vorsieht: 

Nummer des 

Brüsseler Warenbezeichnung 

Zolltarifschemas 

Ql 03 All Schweine, lebend, Haus- 

schweine, andere 

0201 A III a Fleisch von Hausschweinen 
ex 0205 Schweinespeck sowie Schweine- 

fett, weder auagepreßt noch aus- 
geschmolzen, frisch, gekühlt, ge- 
froren, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert, 
ausgenommen Schweinespeck 
mit mageren Teilen (durch- 
wachsener Schweinespeck) 

0206 B Fleisch und genießbarer 

Schlachtabfall von Schweinen, 
gesalzen, in Salzlake, getrock- 
net oder geräuchert 

ex 0201 B II Schlachtabfall von Schweinen 

1501 All Schweineschmalz, ausgepreßt 

oder aui^geschmolzen, anderes 
ex 1601 B Würste und dergleichen, aus 

Fleisch, aus Schlachtabfall oder 
aus Tierblut, Schweinefleisch 
enthaltend 

ex 1602 A II Fleisch und Schlachtabfall, an- 
ders zubereitet oder haltbar ge- 
macht, Schweinelebern enthal- 
tend, andere 

ex'1602B II Fleisch und Schlachtabfall, an- 
ders zubereitet oder haltbar ge- 
macht, anderweitig nicht ge- 
nannt, Schweinefleisch enthal- 
tend 

Vorbehaltlich des Höchstsatzes, der sich aus der 
etwaigen Annahme des Konsolidierungsangebots für 
diese Erzeugnisse im GATT ergibt 
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Artikel 2 

Die Höhe des innergemeinscbaftlichen Abschöp- 
fungsbetrages ist gleich dem Unterschied zwischen 
einem Referenzpreis im Einfuhrland und einem Re- 
ferenzpreis im Ausfuhrland, idie nach Maßgabe von 
Artikel 3 bestimmt werden. Bei der Festlegung die- 
ser Höhe sind zu berücksichtigen: 

— die Transportkosten und 

— die internen Steuern und die Ausfuhrrückvergü- 
tungen gleich welcher Art, welche die fraglichen 
Erzeugnisse belasten bzw. die ihnen gewährt 
werden. 

Die Höhe des Abschöpfungsbetrages verringert sich 
gemäß Artikel 11. 


Artikel 3 

1. Die Referenzpreise werden von der Kommission 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten auf Grund des 
arithmetischen Mittels der Preise bestimmt, zu 
denen die Käufe in den Mitgliedstaaten 

a) für vergleichbare Qualitäten von Schweinefleisch, 

b) während der letzten 3 Jahre vor dem Inkraft- 
treten dieser Verordnung, 

c) auf dem einen oder auf mehreren typischen 
Märkten, 

d) durch den Großhandel 
erfolgt sind. 

2. Bei der Berechnung des arithmetischen Mittels 
im Sinne von Absatz 1 werden die Berichtigungen 
vorgenommen, die durch den Einfluß der von der 
Schweinefleischerzeugung und -Vermarktung unab- 
hängigen Faktoren auf die Preise im Referenzzeit- 
raum erforderlich geworden sind, durch den die Ver- 
gleichbarkeit der in den letzten drei Referenzjahren 
festgestellten Preise erheblich verfälscht worden ist. 

3. Stimmt der in diesem Artikel in Absatz 1 Buch- 
stabe b festgesetzte Referenzzeitraum in einem Mit- 
gliedstaat nicht völlig mit der Dauer eines vollstän- 
digen Preiszyklus auf dem Schweinemarkt überein, 
so wird ein kürzerer oder längerer, dem vollstän- 
digen Preiszyklus entsprechender Zeitabschnitt als 
Referenzzeit angesetzt. 

4. Auf Grund der gemäß Absatz 1 bis 3 dieses Ar- 
tikels für geschlachtete Schweine festgelegten Refe- 
renzpreise werden die Referenzpreise für die 
anderen, in Artikel 1 genannten Erzeugnisse für 
jeden Mitgliedstaat unter Berücksichtigung des in 
diesem Mitgliedstaat während der Referenzperiode 
gemäß Absatz 2 und 3 dieses Artikels bestehenden 
durchschnittlichen Verhältnisses zwischen dem Preis 
der genannten Erzeugnisse und dem Preis für ge- 
schlachtete Schweine festgesetzt. 

5. Spätestens vier Monate nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung setzt die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten durch Entscheidung die Ab- 


schöpfungsbeträge auf Grund der in Artikel 2 und 
in Absatz 1 bis 4 dieses Artikels angegebenen Maß- 
stäbe fest. Diese Entscheidung wird vor ihrem In- 
krafttreten dem Rat mitgeteilt; sie gilt als angenom- 
men, wenn dieser binnen zwei Monaten nach dieser 
Mitteilung nicht mit qualifizierter Mehrheit andere 
Beträge festsetzt. 

6. Auf Antrag eines Mitgliedstaates kann die Kom- 
mission diesen ermächtigen, die sich aus der An- 
wendung der vorstehenden Absätze ergebenden Ab- 
schöpfungen ganz oder teilweise nicht anzuwenden. 
In diesem Falle sind diese Abschöpfungen in 
gleichem Maße gegenüber allen Mitgliedstaaten zu 
verringern. 


Artikel 4 

1. Der Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Län- 
dern für geschlachtete Schweine setzt sich in den 
einzelnen Mitgliedstaaten aus folgenden drei Teil- 
beträgen zusammen: 

— einem ersten Teilbetrag, der dem Unterschied 
zwischen dem Referenzpreis entspricht, der auf 
Grund von Artikel 2 und 3 festgesetzt wurde, 
und dem Referenzpreis des Mitgliedstaates, der 
den niedrigsten Referenzpreis hat. Kommt Ar- 
tikel 3 Absatz 6 zur Anwendung, so kann die 
Kommission die Mitgliedstaaten ermächtigen, 
diesen ersten Teilbetrag entsprechend der auf 
Grund dieses Absatzes vorgenommenen Kürzung 
herabzusetzen; 

— einem zweiten Teilbetrag, der sich in dem Mit- 
gliedstaat mit dem niedrigsten Referenzpreis aus 
dem Einfluß ergibt, den der Preisunterschied bei 
Futtergetreide zwischen diesem Staat und dem 
Weltmarkt auf die Futterkosten bei Schlacht- 
schweinen ausübt. Die Höhe dieses zweiten Teil- 
betrages wird entsprechend berichtigt werden, 
falls das Verhältnis zwischen dem Futter- 
getreidepreis in dem genannten Mitgliedstaat 
und auf dem Weltmarkt sich derart ändert, daß 
der Einfluß dieser Änderung zu einer Erhöhung 
oder Verringerung der Futterkosten je kg ge- 
schlachtetes Schwein um mindestens 0,011 Rech- 
nungseinheit führt; 

— vom zweiten Jahr der Geltung dieser Verord- 
nung ab einem dritten Teilbetrag, der gleich 
2 V. H. des durchschnittlichen Angebotspreises 
ist, zu dem die Einfuhr aus dritten Ländern in 
den letzten sechs Monaten erfolgt ist. Vom drit- 
ten Jahr an wird der Betrag auf 4 v. H. herauf- 
gesetzt und dann jährlich um 2 v. H. bis zu 
einem abschließenden Hundertsatz von 10 v. H. 
erhöht, wobei die Angebotspreise in jedem Jahr 
auf Grund der in den letzten sechs Monaten ge- 
tätigten Einfuhren errechnet werden. 

2. Bei den in Artikel 1 genannten Erzeugnissen 
außer geschlachteten Schweinen werden die Ab- 
schöpfungsbeträge auf Grund der drei Teilbeträge 
nach Absatz 1 festgesetzt. 
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Bei der Berechnung des zweiten Teilbetrages wird 
jedoch dem durchschnittlichen Verhältnis Rechnung 
getragen, das in den drei Jahren vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung zwischen dem Referenzpreis die- 
ser Erzeugnisse und dem Referenzpreis für ge- 
schlachtete Schweine im Mitgliedstaat mit dem nie- 
drigsten Referenzpreis bestanden hat. 

3. Der nach den in Absatz 1 und 2 angegebenen 
Maßstäben bestimmte Abschöpfungsbetrag wird 
nach dem in Artikel 3 Absatz 6 vorgesehenen Ver- 
fahren festgesetzt. 


Artikel 5 

1. Zur Vermeidung von Störungen durch Angebote 
aus Drittländern zu übermäßig niedrigen Preisen 
wird ein Einsdileusungspreis festgesetzt, und zwar 
unter Berücksichtigung der Futtermittelpreise auf 
dem Weltmarkt und eines für die Ausfuhrländer 
typischen Veredelungskoeffizienten. 

Sobald der Angebotspreis frei Grenze bei der Ein- 
fuhr unter diesen Einschleusungspreis fällt, wird 
der gemäß Artikel 4 bestimmte Absdiöpfungs- 
betrag in jedem Mitgliedstaat um einen Betrag er- 
höht, der dem Unterschied zwischen dem Angebots- 
preis frei Grenze und dem Einschleusungspreis ent- 
spricht. 

2. Die Kommission setzt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten durch Entscheidung den in Absatz 1 
vorgesehenen Zusatzbetrag sowie die Einzelheiten 
seiner Anwendung fest. 


Artikel 6 

1. Für den Warenverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten setzt die Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten für jeden von ihnen einen inner- 
gemeinschaftlichen Einschleusungspreis fest, der 
sich in der Weise errechnet, daß dem Einschleu- 
sungspreis gegenüber dritten Ländern ein Betrag 
hinzugefügt wird, der sich aus der Summe des er- 
sten und zweiten Teilbetrages der vom Mitglied- 
staat gemäß Artikel 4 Drittländern igegenüber ange- 
wandten Abschaffung ergibt. 

2. Dieser innergemeinschaftliche Einschleusungs- 
preis tritt außer Kraft, sobald gemäß Artikel 11 
innergemeinschaftliche Abschöpfungen nicht mehr 
eihoben werden. 

3. Fällt der um den nach Artikel 2 und 3 fest- 
gesetzten Abschöpfungsbetrag erhöhte Preis bei der 
Einfuhr aus einem Mitgliedstaat unter den inner- 
gemeinschaftlichen Einschleusungspreis, so setzt die 
Kommission nach Anhörung der Mitgliedstaaten 
diesen Abschöpfungsbetrag durch eine Entscheidung 
um den Unterschiedsbetrag zwischen dem Einfuhr- 
preis und dem innergemeinsdiaftlichen Einschleu- 
sungspreis herauf. 


Artikel 7 

Sieht sich ein Mitgliedstaat veranlaßt, auf seinem 
Markt durch die Anwendung von Maßnahmen ein- 
zugreifen, die geeignet sind, einen eiheblichen 
Preissturz zu mildern, so müssen diese Maßnahmen 
so beschaffen sein, daß sie die Anwendung dieser 
Verordnung nicht behindern. 

Der Mitgliedstaat, der derartige Maßnahmen zu 
treffen beabsichtigt, ist verpflichtet, der Kommission 
zuvor Mitteilung über die Art der geplanten Maß- 
nahmen zu machen. Die Kommission kann diesem 
Mitgliedstaat hierzu jede zweckdienliche Anregung 
unterbreiten. 

Die Kommission wacht auch darüber, daß bei der 
Anwendung dieser Maßnahmen die notwendige 
schrittweise Angleichung auf der Ebene der Ge- 
meinschaft berücksichtigt wird. 


Artikel 8 

1. Der Mitgliedstaat, der nach dieser Verordnung 
berechtigt ist, Abschöpfungsbeträge gegenüber 
einem anderen Mitgliedstaat anzuwenden, kann bei 
der Ausfuhr nach diesem Mitgliedstaat einen Be- 
trag erstatten, welcher der Inzidenz der unter- 
schiedlichen Futtergetreidepreise zwischen dem im- 
portierenden und dem ausführenden Mitgliedstaat 
auf die Futterkosten bei Schladitschweinen ent- 
spricht. 

2. Die Kommission setzt den Erstattungsbetrag 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten fest. 


Artikel 9 

Wird eines der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
durch einen Mitgliedstaat in ein drittes Land aus- 
geführt, so kann dieser Mitgliedstaat bei der Aus- 
fuhr den ersten und zweiten Teilbetrag der Ab- 
schöpfung erstatten, von denen Artikel 4 Absatz 1 
und 2 handelt. 


Artikel 10 

1. Die inner-gemeinschaftlichen Abschöpfungsbe- 
träge werden von dem importierenden Mitglied- 
staat erhoben und vereinnahmt. 

2. Die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten 
Ländern werden von dem importierenden Mitglied- 
staat erhoben. Die Mitgliedstaaten leisten an den 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für Schweine- 
fleisch einen Beitrag, der im ersten Jahr der An- 
wendung einem Sechstel des Gesamtaufkommens 
aus den Abschöpfungen gegenüber den dritten Län- 
dern entspricht. Dieser Betrag stellt sich im zweiten 
Jahr auf zwei Sechstel und wird entsprechend jähr- 
lich um ein weiteres Sechstel erhöht bis sechs Sech- 
stel erreicht sind. 

3. Werden im Einklang mit Artikel 9 Erstattungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern gewährt, so 
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übernimmt der Fonds zu seinen Lasten für das erste 
Jahr einen Betrag, der einem Sechstel des ersten 
und des zweiten Teilbetrages der genannten Ab- 
schöpfung entspricht. In den folgenden Jahren wird 
dieser Betrag jährlich um ein weiteres Sechstel er- 
höht. Falls die Ausgaben, die sich aus dieser Über- 
nahme ergeben, die Einnahmen des Fonds aus der 
Anwendung von Absatz 2 dieses Artikels über- 
schreiten, entscheidet die Kommission, daß, so weit 
notwendig, ein Teil des Aufkommens aus dem Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Getreide zu die- 
sem Zwecke zu verwenden ist. 


A r (t i k e 1 11 

1. Die gemäß Artikel 2 und 3 festgesetzten Ab- 
schöpfungsbeträge weilden vom zweiten Jahr des 
Iiikrafttretens dieser Verordnung ab jährlich her- 
abgesetzt. 

2. Nach Anhörung der Mitgliedstaaten legt die 
Kommissiion durch Entscheildung den Satz der Her- 
absetzung auf Grund der beiden folgenden Beredi- 
nungäteilbeträge fest: 

— ein Teilbetrag, der sich aus der Inzidenz der 
unterschiedlichen Futtergetreidepreise auf die 
Erzeugungskosten bei Schweinefleisch ergibt, 
rwttM auf Grunjd der Annäherung der Futter- 
getreildepreise verringert; 

— ein zweiter Teilbetrag, der sich aus dem Unter- 
schied zwischen dem Gesamtbetrag der Abschöp- 
fung und der Höhe des ersten Teilbetrages er- 
gibt, wird in sechs Jahren um ein Sechstel jähr- 
lich herabgesetzt. 


Artikel 12 

1. Mit dieser Verordnung unvereinbar sind die Er- 
hebung von Zöllen oder Abgaben gleicher Wirkung, 
die Anwendung — vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Protokolls betreffend das Großherzogtum 
Luxemburg — von mengenmäßigen Beschränkungen 
oder Maßnaihmen gleicher Wirkung im Handel zwi- 
schen Mitgliedstaaten, und zwar sowohl bei der Ein- 
fuhr als auch bei der Ausfuhr, sowie die Berufung 
auf Artikel 44 des Vertrages. 

2. Dde Anwendung der innergemeinschaftlichen 
Ab schöpf ungsregelunig hat die Nichtanwendbarkeit 
von Artikel 45 des Vertrages sowie aller lang- 
fristigen Abkommen und Verträge, die bis zur Zeit 
der Anwendung dieser Regelung geschlossen wor- 
den sind, zur Folge. 

3. Mit der Anwendung der innergemeinsdiaft- 
lichen Abschöp-fungsregelung ist die Ausfuhr der in 


Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
von einem Mitgliedstaat in einen landeren Mitgliad- 
staat unvereinbar, wenn bei ihrer Herstellung in 
diesem Artikel genannte Erzeugnisse mit verarbei- 
tet worden sind, auf die im ausführenden Mitglied- 
staat anwendbare Abschöpfungen nicht erhoben 
oder bei denen diese Abschöpfungen ganz oder teil- 
weise erstattet worden sind. 


Artikel 13 

1. Von der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
an und vorbehaltich Artikel 8 finden für die Ar- 
tikel 92 bis 94 des Vertrages auf die Erzeugung der 
in Artikel 1 idieser Verordnung genannten Erzeug- 
nisse und auf den Handel mit diesen Anwendung. 

2. Artikel 93 Absatz 1 und 3, erster Satz des Ver- 
trages ist jedoch mit Inkrafttreten dieser Verord- 
nung auf diese Beihilfen anwendbar. 


Artikel 14 

Die MitgMödstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, damit — soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist — 'diese Verordnung 
am 1. Juli 1962 tatsächlich angewandt werden kann. 


Artikel 15 

1. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber Drittländern hat die Abschaffung aller Zölle 
und Abgaben 'gleicher Wirkung auf die Einfuhren 
aus Drittländern zur Folge. 

2. Die Anwenldung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber Drittländern hat — vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des Protokolls betreffend das Groß- 
herzogtum Luxemburg — Idle Aufhebung aller 
mengenmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen 
gleicher Wirkung auf Einfuhren aus Drittländem 
zur Folge, sofern die Kommission nicht anders ent- 
scheidet, eine solche Entscheidung ist dem Rat un- 
verzüglich mitzuteilen und gilt als von diesem an- 
genommen, wenn er nicht binnen zwei Monaten 
nach dieser Mitteilung die ihm vorgelegte Entschei- 
dung mit qualifizierter Mehrheit ändert. 


Artikel 16 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Abschöp- 
fungsregelunig wird ab 1. Juli 1962 angewendet. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 
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Aufzeichnung der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für Verordnungen über die Einführung 
einer Abschöpfungsregelung und die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktordnung für Getreide sowie für 

Schweinefleisch 


Nach den Vorschlägen soll fortschreitend der Ge- 
meinsame Markt und die gemeinsame Agrarpolitik 
auf dem Getreide- und Schweinefleischmarkt ent- 
wickelt werden. Während nach dem EWG-Vertrag 
der Gemeinsame Markt auch auf dem Agrargebiet 
in 12 bis 15 Jahren nach Vertragsabschluß gebildet 
werden soll, soll der Gemeinsame Markt auf den 
genannten Sektoren in sechs Jahren nach Inkraft- 
treten der Verordnung verwirklicht sein. In eine 
Europäische Marktordnung soll ein Abschöpfungs- 
system überleiten. Dieses soll gegenüber den Mit- 
gliedstaaten wie auch gegenüber dritten Ländern 
— letzteren gegenüber auch in der Endphase — 
angewendet werden und die bisherigen Schutz- 
maßnahmen ersetzen. Die Beibehaltung von Zöllen 
und mengenmäßigen Beschränkungen wird nicht für 
erforderlich gehalten. Gegenüber den Mitgliedstaa- 
ten soll auch auf die Inanspruchnahme von Artikel 44 
EWG-Vertrag (Mindestpreise) und von Artikel 45 
(langfristige Verträge) verzichtet werden. Bis zur 
Errichtung eines Gemeinsamen Marktes soll die 
Abschöpfung zwischen den Mitgliedstaaten schritt- 
weise in dem Maße verringert werden, wie sich die 
Preise annähern. 


Merkmale der Regelung auf dem Getreidemarkt sind; 

1. Richtpreise (Großhandelseinstandspreise) sollen 
anstelle der in einem Mitgliedstaat garantierten 
Erzeugerpreise treten. Die Richtpreise der wich- 
tigsten Getreidearten sollen für das größte Zu- 
schußgebiet der Gemeinschaft festgelegt werden. 
Damit soll ein selbständiges Fließen des Getrei- 
des ohne Frachtausgleich in die Hauptzuschuß- 
gebiete erreicht werden. Die Richtpreise staffeln 
sich monatlich, um die Kosten der Lagerung zu 
decken. Während der Übergangszeit setzt jeder 
Mitgliedstaat nationale Richtpreise fest. 

2. Der Schwellenpreis, der Einfuhrpreis an der 
Grenze, soll in einem solchen Verhältnis zum 
Richtpreis festgesetzt werden, daß der Richtpreis 
des einführenden Mitgliedstaates nicht gefährdet 
wird. Der Schwellenpreis ist in der Übergangs- 
zeit ein einzelstaatlicher Preis, der die Präferenz 
der Mitgliedstaaten berücksichtigen soll. Im Ge- 
meinsamen Markt wird die Gemeinschaft einen 
einheitlichen Schwellenpreis haben. 


3. Zusätzlich ist ein Interventionspreis vorgesehen, 
der um 5 bis 10 v. H. unter dem Richtpreis liegen 
soll. 


4. Eine Rückerstattung der Abschöpfung bei der 
Ausfuhr von Getreide ist vorgesehen. 


5. Die Kosten, die sich aus den Marktstüteungsmaß- 
nahmen (Rückerstattungen, Interventionen) er- 
geben, sollen schrittweise vom Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für Getreide übernommen werden. 
Der Fonds soll gespeist werden durch einen Bei- 
trag der Mitgliedstaaten, der im ersten Jahr nach 
Inkrafttreten der Verordnung Vö der gegenüber 
dritten Ländern erhobenen Abschöpfung ent- 
spricht. Am Ende der Übergangszeit soll der 
Beitrag gleich dem Gesamtbetrag der gegenüber 
dritten Ländern erhobenen Abschöpfung sein. 


Merkmale der Regelung auf dem Schweinefleisdi- 
markt sind: 

1. Ausgangspunkt bei der Abschöpfung sind die 
Großhandelsfleischpreise in den Mitgliedstaaten. 
In der Übergangszeit setzt sich der Abschöpfungs- 
betrag zwischen den Mitgliedstaaten aus zwei 
Teilbeträgen zusammen, die 

a) die unterschiedlichen Futterkosten 

b) die unterschiedlichen Veredelungskosten und 
Handelsspannen 

ausgleichen sollen. Der Teilbetrag unter a) ver- 
ringert sich im Rhythmus der Preisangleichung 
für Futtergetreide. Der Teilbetrag unter b) soll 
jährlich gesenkt werden. Am Ende der Über- 
gangszeit ist die Abschöpfung zwischen den Mit- 
gliedstaaten gleich null. Gegenüber den dritten 
Ländern setzt sich die Abschöpfung ebenfalls aus 
den Teilbeträgen a) und b) zusammen. Um die 
Präferenz der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, 
soll mit Verringerung des Teilbetrages b) ein 
spezifischer Zoll bis zu einer Höhe von lOv. H. 
am Ende der Übergangszeit auf gebaut werden. 
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2. Weiterhin ist ein Einschleusungspreis vorge- 
sehen. Sobald der Einfuhrpreis den Einschleu- 
sungspreis unterschreitet, soll der Abschöpfungs- 
betrag entsprechend erhöht werden. Diese 
Regelung ist sowohl gegenüber den Mitglied- 
staaten (Übergangszeit) als auch gegenüber 
dritten Ländern i(übergangszeit und Gemeinsamer 
Markt) vorgesehen. 


3. Wie auf dem Getreidemarkt ist eine Rückerstat- 
tung der Abschöpfung bei der Ausfuhr von 
Schweinefleisch vorgesehen. 

4. Der Ausrichtungs- und Garantiefonds für Schwei- 
nefleisch soll entsprechend dem Fonds für Ge- 
treide gespeist werden. Ausfuhren nach dritten 
Ländern isollen hieraus finanziert werden. 
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